
Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) 

Am 29.07.2026 ist das Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) in Kraft getreten. Es löst das bisherige 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) ab und schafft insbesondere die bisherige 65-Prozent-Pflicht für erneuerbare 
Energien beim Heizungstausch ab.

Diese Regelungen gelten nach dem GModG – das Wichtigste im Überblick:
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• Bestehende Heizungen können weiter betrieben,
defekte Heizungen können repariert werden –
daran ändert sich nichts.

• Die pauschale Vorgabe, dass jede neue Heizung
zu 65 Prozent mit erneuerbaren Energien laufen
muss, entfällt. Damit sind auch die bisherigen
Fristen (unter anderem gekoppelt an die
kommunale Wärmeplanung nach § 71 GEG)
gegenstandslos. Neu ist ein Optionenkatalog
mit neun Alternativen beim Heizungsersatz (§
42), aus dem frei gewählt werden kann.

• Fossile Kessel bleiben zulässig; das bisherige
Betriebsverbot für mehr als 30 Jahre alte Heiz-
kessel entfällt. Für neu eingebaute Gas-, Heizöl- 
oder Flüssiggasheizungen gilt ab dem 1.1.2029
die sogenannte „Bio-Treppe“ (§ 43): ein steigen-
der Mindestanteil klimafreundlicher Brennstoffe
wie Biomethan, grüner Wasserstoff oder Bioöl.
• ab 2029: mindestens 10 %
• ab 2030: mindestens 15 %
• ab 2035: mindestens 30 %
• ab 2040: mindestens 60 %

(Ziel: klimaneutrales Heizen ab 2045)

• Die kommunale Wärmeplanung besteht als
Orientierungsrahmen fort, ist aber nicht mehr
unmittelbar mit Pflichten für das einzelne Gebäude
verknüpft. Sie entscheidet mit über die verfüg-
baren Heizungsoptionen.

• Die bisherige Pflicht zur fachkundigen Beratung
vor dem Einbau einer Heizungsanlage, die mit
festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen
betriebenen wird entfällt. Eine Beratung wird wei-
terhin empfohlen und ist häufig Voraussetzung für
staatliche Förderungen.

• Erstmals wird eine Mindesteffizienz für
bestehende Nichtwohngebäude eingeführt (§§ 40,
41, Umsetzung der EPBD): Ab 2030 dürfen die
energetisch schwächsten Gebäude einen festge-
legten Schwellenwert nicht mehr überschreiten;
ab 2033 verschärfen sich die Vorgaben weiter.
Damit wandelt sich energetische Sanierung für
Eigentümer:innen von Gewerbeimmobilien von
einer freiwilligen Maßnahme zu einer verbindli-
chen Pflicht.
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• Für Energieausweise gilt neu:
• Für Nichtwohngebäude gibt es künftig nur 

noch den Bedarfsausweis, dazu eigene 
Effizienzklassen von A bis G, Treibhausgas-
Angaben. Der Ausweis wird vom Papier- 
dokument zum Datensatz.

• Die Ausstellung eines Verbrauchsausweises 
für Wohngebäude erfordert zukünftig lücken-
lose Verbrauchsdaten für mindestens 24 
aufeinanderfolgende Monate.

• Bestehende Energieausweise behalten aber 
innerhalb ihrer Geltungsdauer (10 Jahre) 
grundsätzlich ihre Gültigkeit. Sobald jedoch 
energetisch relevante bauliche Veränderun-
gen vorgenommen werden, ist bei Bedarf – 
etwa bei Verkauf oder Vermietung – ein 
neuer Energieausweis erforderlich.

• Änderungen an der Gebäudehülle (mehr als 10 %
der Gesamtfläche), eine Gebäudeerweiterung 
bzw. der Ausbau von Gebäudeteilen (mehr als 
50 m²) führen weiterhin zu höheren energeti-
schen Anforderungen bzw. Nachweispflichten. 
Ein informatorisches Beratungsgespräch mit 
einer Person, die Energieausweise ausstellen darf 
(z. B. Energieberater:in, Architekt:in), bleibt vor 
solchen baulichen Veränderungen verpflichtend, 
wenn es unentgeltlich angeboten wird.

• Die oberste Geschossdecke bzw. das Dach sowie 
Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen 
müssen weiterhin gedämmt werden. Bei selbst-
genutzten 1- und 2-Familienhäusern gelten diese 
Nachrüstungspflichten weiterhin erst nach einem 
Verkauf und zwar innerhalb von zwei Jahren nach 
dem Eigentumsübergang.

• Der Eigentumsübergang ist weiterhin der 
zuständigen Bezirksschornsteinfeger:in schrift-
lich oder elektronisch mitzuteilen. Verstöße 
gegen Nachweis-, Melde- und sonstige Pflichten 
können als Ordnungswidrigkeit mit Bußgeldern 
geahndet werden.

• Die Länderöffnungsklausel bleibt bestehen: 
Einzelne Bundesländer können eigene, weiter-
gehende Anforderungen festlegen (z. B. eigene 
EE-Quoten oder Altersgrenzen für Heizkessel). Es 
lohnt sich, die jeweils aktuellen landesrechtlichen 
Regelungen zu prüfen. Die bayerische Regierung 
hat sich bisher nicht dazu geäußert, ob sie plant, 
die Öffnungsklausel zu nutzen.
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